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Gesetz zur Ermittlung von Regelbedarfen und zur Änd erung des Zweiten  
und Zwölften Buches Sozialgesetzbuch (Stand: Dritte Lesung) 
 
Regelbedarfs-Ermittlungsgesetz – RBEG (Art. 1) 
 
Das BVerfG hatte in seinem Urteil vom 9. Februar 2010 die Ermittlung der Höhe der Regelleistungen nach dem SGB II 
(nicht dagegen deren Höhe selbst) als mit dem Grundrecht auf Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzmini-
mums für unvereinbar erklärt; mit dem RBEG reagiert der Gesetzgeber auf das Urteil und kodifiziert die Regelbedarfs-
ermittlung zudem per Gesetz (bisher: Verordnung). 
� Der Ermittlung der Regelbedarfsstufen (bisher: Regelsätze) liegen die Verbrauchsausgaben von 

(1) Haushalten, in denen eine erwachsene Person allein lebt (Einpersonenhaushalte) und 
(2) Haushalten, in denen Paare mit einem Kind leben (Familienhaushalte) zu Grunde. 
Aus der Referenzgruppe werden jeweils diejenigen Haushalte ausgeschlossen, in denen Leistungsberechtigte lebten, 
die im Erhebungszeitraum (das ist jeweils ein Zeitraum von 3 Monaten) der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 
(EVS) 

(a) Hilfe zum Lebensunterhalt nach SGB XII, 
(b) Grundsicherung im Alter und bei EM nach SGB XII, 
(c) Alg II nach SGB II oder 
(d) Sozialgeld nach SGB II 

bezogen haben. 
Nicht als Referenzhaushalte ausgeschlossen werden die Haushalte (a) bis (d) hingegen dann, wenn sie (auch nur 
kurzzeitig) im Erhebungszeitraum 

(e) zusätzlich nach SGB II oder SGB XII nicht als Einkommen berücksichtigtes Erwerbseinkommen, 
(f) den befristeten Zuschlag zum Alg II bzw. 
(g) Elterngeld bezogen haben oder 
(h) Anspruch auf eine Eigenheimzulage hatten. 

Begründung: die unter (e) bis (h) aufgeführten Haushalte lagen mit ihrem verfügbaren Einkommen oberhalb des Exis-
tenzminimums. – Nicht als Referenzhaushalte ausgeschlossen werden Haushalte, die in verdeckter Armut lebten 
(„Dunkelziffer“). 

� Der Abgrenzung der Referenzhaushalte liegen die nach ihrem Nettoeinkommen geschichteten Einpersonen- bzw. Fa-
milienhaushalte der EVS 2008 zugrunde. Die jeweilige Ausgangsstichprobe umfasst mindestens 20% der Gesamtzahl 
der Einpersonen- und Familienhaushalte, so dass nach Herausnahme der Haushalte (a) bis (d) von den Einpersonen-
haushalten die unteren 15% der Haushalte und bei Familienhaushalten die unteren 20% der Haushalte als Referenz-
haushalte verbleiben. Bei den Einpersonenhaushalten umfasste die Auswertung die unteren 22,3%, von denen 8,6% 
(wegen Fürsorgebezugs) ausgeschlossen wurden (verbleiben 13,7%); 13,7% entsprechen 15% von 91,4% (= 100% – 
8,6%). Bei den Familienhaushalten umfasste die Auswertung 21,8%, von denen 2,3% ausgeschlossen wurden (ver-
bleiben 19,5%); 19,5% entsprechen 20% von 97,7% (= 100% – 2,3%). Die Summe der monatlichen regelbedarfsrele-
vanten Verbrauchsausgaben für das Jahr 2008 beträgt im Ergebnis 
(1) für Einpersonenhaushalten 361,81 EUR, 
(2) für Kinder bis zum vollendeten sechsten Lebensjahr 211,69 EUR, 
(3) für Kinder vom Beginn des 7. bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres 240,32 EUR und 
(4) für Jugendliche vom Beginn des 15. bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres 273,62 EUR. 
Fortgeschrieben mit dem Mischindex (wobei, anders als in Jahren, in denen keine Neuermittlung der Regelbedarfe er-
folgt, auf die kalenderjährliche Veränderungsrate 2009 zu 2008 = + 0,55% zurück gegriffen wird) sowie unter Auf-
/Abrundung auf volle Euro ergeben sich zum 1. Juli 2010 in Abhängigkeit von der Regelbedarfsstufe folgende monatli-
che Beträge (die nächste Fortschreibung erfolgt zum 01.01.2012 statt nach bisherigem Rhythmus zum 01.07.2011): 

Regel-
gelbe-

be-
darfs-
stufe 

Personenkreis 
neuer 
Betrag 
in EUR 

in v.H. der 
Regelbe-

darfsstufe 
1 

bisheri-
ger Be-
trag in 
EUR 

in v.H. der 
Regelbe-

darfsstufe 
1 

1 alleinstehende oder alleinerziehende erwachsene Leistungsberech-
tigte, die einen eigenen Haushalt führen 

364 100 359 100 

2 zwei erwachsene Leistungsberechtigte, die als Ehegatten, Lebens-
partner, in eheähnlicher oder lebensparnerschaftsähnlicher Gemein-
schaft einen gemeinsamen Haushalt führen 

328 90 323 90 

3 erwachsene Leistungsberechtigte, die weder einen eigenen Haus-
halt führen, noch als Ehegatten, Lebenspartner, in eheähnlicher oder 
lebensparnerschaftsähnlicher Gemeinschaft einen gemeinsamen 
Haushalt führen1 

291 80   

4 Jugendliche vom Beginn des 15. bis zur Vollendung des 18. Lebens-
jahres 

275 76 [79*] 287* 80 

5 Kinder vom Beginn des 7. bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres 242 66 [69*] 251* 70 

6 Kinder bis zur Vollendung des 6. Lebensjahres 213 59 [59*] 215* 60 
1 Die RS 3 erfasst z.B. Ältere, die bei ihren Kindern oder dauerhaft voll Erwerbsgeminderte, die bei ihren Eltern oder Erwachsene, die in stationären Einrichtungen leben (SGB 
XII) sowie unter 25-jährige Erwachsene, die im Haushalt ihrer Eltern leben (SGB II). 
* Für die Regelbedarfsstufen 4, 5 und 6 gelten weiterhin die bisherigen Beträge, solange sich durch die Fortschreibung kein höherer Betrag ergibt (Besitzschutzregelung). 
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� Für die gemeinschaftliche Mittagsverpflegung für Schülerinnen und Schüler (sowie Kinder in Kindertageseinrichtun-
gen) wird zur Ermittlung der Mehraufwendungen je Schultag für die ersparten häuslichen Verbrauchsausgaben für ein 
Mittagessen ein Betrag von einem Euro berücksichtigt (Eigenanteil). – Der ermittelte Durchschnittsbetrag über alle Al-
tersstufen ergibt für die tägliche Ernährung einen Betrag von 2,98 EUR. Entsprechend der Aufteilung des täglichen Er-
nährungsaufwands auf Frühstück, Mittag- und Abendessen entsprechend der Sachbezugsverordnung ergibt sich ein 
Anteil von 39,05% für das Mittagessen. Dieser Anteil auf die durchschnittlichen täglichen Verbrauchausgaben für Er-
nährung übertragen ergibt einen Betrag für das Mittagessen in Höhe von 1,16 EUR. Dieser Betrag wird auf 1 EUR ab-
gerundet. 

 
SGB II (Art. 2) 
 
� Die Grundsicherung für Arbeitsuchende soll Leistungsberechtigten die Führung eines Lebens ermöglichen, das der 

Würde des Menschen entspricht. Die nunmehr auch ins SGB II übernommene Vorschrift lehnt sich an die bereits be-
stehende Regelung im SGB XII an. 

� Alg II und Sozialgeld umfassen jeweils den Regelbedarf, Mehrbedarfe und den Bedarf für Unterkunft und Heizung 
(KdU). 

� Die Leistungen der Grundsicherung sind künftig (auch) insbesondere darauf auszurichten, dass Anreize zur Aufnahme 
und Ausübung einer Erwerbstätigkeit geschaffen und aufrechterhalten werden. Dieses Ziel wird vorrangig durch Frei-
beträge für Erwerbseinkommen verfolgt. 

� Der Begriff „Hilfebedürftiger“ wird durch den Begriff „leistungsberechtigte Person“ und der Begriff „Regelleistung“ durch 
den Begriff „Regelbedarf“ ersetzt. 

� Als neue Leistungsform (bisher: Leistungsart) wird der Gutschein aufgenommen. Gutscheine sind eine eigenständige 
Leistungsform, soweit unbare Formen der Leistungserbringung weder der Geld-, noch der Sach- oder der Dienstleis-
tung unmittelbar zugeordnet werden können. Dies betrifft insbesondere die bei Leistungen für Bildung und Teilhabe zu 
erbringenden Gutscheine. Nicht umfasst sind dagegen Gutscheinverfahren im Bereich der Leistungen zur Eingliede-
rung in Arbeit (z.B. Bildungs- und Vermittlungsgutschein), die aufgrund ihrer Bestimmung unter Dienstleistungen fallen. 
Der Gutschein beinhaltet das Versprechen des Trägers, für die Erbringung der im Gutschein genannten Leistungen 
durch einen Dritten die im Gutschein genannte oder in Rahmenverträgen vereinbarte Vergütung zu zahlen. Damit ist 
kein Sicherstellungsauftrag des Trägers der Grundsicherung für Arbeitsuchende verbunden. 

� Leistungen nach SGB II werden bis zum Ende des Monats, in dem die (Regel-) Altersgrenze erreicht wird, erbracht 
(bisher: bis zum Tag des Erreichen der Altersgrenze). 

� Bedarfe für Bildung und Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben in der Gemeinschaft (BuT) werden bei Kindern, 
Jugendlichen und jungen Erwachsenen neben dem Regelbedarf gesondert anerkannt (bedarfsauslösend und bedürf-
tigkeitsabhängig).Bedarfe für Bildung werden nur bei Personen berücksichtigt, wenn sie das 25. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben, eine allgemein- oder berufsbildende Schule besuchen und keine Ausbildungsvergütung erhalten 
(Schülerinnen und Schüler). Im Einzelnen sind dies: 
(1) Schulausflüge (G/D = personalisierter Gutschein oder Direktzahlungen an Anbieter) und (wie bisher schon) mehr-
tägige Klassenfahrten in Höhe der tatsächlichen Aufwendungen (Aufwendungen im Sinne dieser Vorschrift sind nur 
diejenigen, die von der Schule selbst unmittelbar veranlasst sind – also nicht z.B. Taschengeld); die Regelung gilt auch 
für Kinder in Kindertageseinrichtungen, 
(2) Ausstattung mit persönlichem Schulbedarf in Höhe von 70 EUR zum 01. August und 30 EUR zum 01. Februar 
(bisher: „Schulbedarfspaket“ von 100 EUR zum 01. August nur im Falle des Bezugs von SGB-II-Leistungen bzw. von 
KiZu) – erstmals zum 01. August 2011, 
(3) bei Schülerinnen und Schülern, die für den Besuch der nächstgelegenen Schule des gewählten Bildungsgangs auf 
Schülerbeförderung angewiesen sind, die dafür erforderlichen tatsächlichen Aufwendungen, soweit sie nicht von Drit-
ten übernommen werden und es der leistungsberechtigten Person nicht zugemutet werden kann, die Aufwendungen 
aus dem Regelbedarf zu bestreiten (betrifft im Wesentlichen Schüler der Sek II), 
(4) schulische Angebote ergänzende angemessene Lernförderung („Nachhilfe“), soweit diese geeignet und zusätzlich 
erforderlich ist (unmittelbare schulische Angebote haben in jedem Fall Vorrang), um die nach den schulrechtlichen 
Bestimmungen festgelegten wesentlichen Lernziele zu erreichen (G/D); Verbesserungen zum Erreichen einer besse-
ren Schulartempfehlung stellen regelmäßig keinen Grund für Lernförderung dar, 
(5) Mehraufwendungen (Aufwendungen, die über den Betrag von 1 EUR pro Mittagessen hinausgehen) für schuli-
sches Mittagsessen (Gemeinschaftsverpflegung) bzw. Mittagessen in Kindertagesstätten (G/D), 
(6) für Minderjährige Bedarf zur Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben in der Gemeinschaft in Höhe von 10 EUR 
monatlich (G/D) für 

(a) Mitgliedsbeiträge in den Bereichen Sport, Spiel, Kultur und Geselligkeit, 
(b) Unterricht in künstlerischen Fächern (zum Beispiel Musikunterricht) und vergleichbare angeleitete Aktivitäten 
der kulturellen Bildung und 
(c) die Teilnahme an Freizeiten. 
Die Aufzählung ist abschließend und beinhaltet keine Fahrkosten. 

Die durch personalisierte Gutscheine bzw. Direktzahlungen an Anbieter (G/D) zu erbringenden Leistungen gelten mit 
Ausgabe des Gutscheins bzw. mit Zahlung gegenüber der leistungsberechtigten Person als erbracht. 
Auch für SGB-II-Leistungsbeziehende ist für alle BuT-Leistungen mit Ausnahme der Ausstattung mit persönlichem 
Schulbedarf (2) ein (separater) Antrag erforderlich. 

� Um die bisherige Reihenfolge der Berechnung des Leistungsanspruchs durch Aufteilung von Einkommen und Vermö-
gen erst auf Regelbedarfe, Mehrbedarfe und dann auf KdU-Bedarfe beizubehalten, wird sichergestellt, dass sich die 
Bedarfsanteilsmethode (d.h.: Ist in einer Bedarfsgemeinschaft nicht der gesamte Bedarf aus eigenen Kräften und Mit-
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teln gedeckt, gilt jede Person der Bedarfsgemeinschaft im Verhältnis des eigenen – bei Kindern: ungedeckten – Be-
darfs zum Gesamtbedarf als leistungsberechtigt) nur auf die bereits bislang geregelten Bedarfe (also ohne Leistungen 
für Bildung und Teilhabe) bezieht. Dies bewirkt, dass Leistungen für Bildung und Teilhabe auch dann noch zu leisten 
sind, wenn keine weitere Person leistungsberechtigt ist, der Bedarf für Bildung und Teilhabe jedoch noch nicht (voll-
ständig) gedeckt ist. Kinder, bei denen nur der Bedarf für Bildung und Teilhabe nicht gedeckt ist, erhalten diese Leis-
tungen somit auch dann, wenn sie mit Personen in einem Haushalt zusammenleben, mit denen sie nur deshalb keine 
SGB-II-Bedarfsgemeinschaft bilden, weil diese auf Grund des zu berücksichtigenden Einkommens oder Vermögens 
selbst nicht leistungsberechtigt sind. Über die Deckung des Regel-, Mehr- und KdU-Bedarfs hinausgehendes zu be-
rücksichtigendes Einkommen (und Vermögen) mindert den Leistungsanspruch für Bildung und Teilhabe (bei mehreren 
Kindern kopfanteilig). – Entsprechend deckt anrechenbares Einkommen und Vermögen zunächst den Regelbedarf 
sowie einen evtl. Mehrbedarf und (wie bisher) erst danach den KdU-Bedarf. Sind nur noch Leistungen für Bildung und 
Teilhabe zu erbringen, deckt weiteres zu berücksichtigendes Einkommen und Vermögen diese Bedarfe in folgender 
Reihenfolge: (1) Schulausflüge und mehrtägige Klassenfahrten, (2) Ausstattung mit persönlichem Schulbedarf, (3) an-
gemessene Lernförderung („Nachhilfe“), (4) Mehraufwendungen für schulisches Mittagsessen, (5) Bedarf zur Teilhabe 
am sozialen und kulturellen Leben in der Gemeinschaft; die Kosten trägt der Bund – mit Ausnahme der Kosten für 
mehrtägige Klassenfahrten (kommunalen Träger). 

� Auch bei Bezug des Kinderzuschlags (KiZu) werden die pauschalierbaren Leistungen zur Bildung und Teilhabe ge-
währt. Der KiZu umfasst künftig monatlich 
(1) eine Geldleistung in Höhe von (wie bisher) bis zu 140 EUR und 
(2) pauschalierbare Leistungen zur Deckung der Bedarfe für 

(a) die Teilnahme an eintägigen Schulausflügen (G), 
(b) die Ausstattung mit persönlichem Schulbedarf (Geldleistung, erstmals zum 01.08.2011), 
(c) die Schülerbeförderung, soweit die Aufwendungen zur Beförderung nicht von Dritten übernommen werden, als 
Zuschuss in pauschaler Höhe von bis zu 25 EUR (Geldleistung), 
(d) gegen Nachweis die Teilnahme an einer gemeinschaftlichen Mittagsverpflegung als Zuschuss in pauschaler 
Höhe von 26 EUR bzw. ein anteiliger Betrag, wenn die Teilnahme nicht regelmäßig an allen fünf Wochentagen er-
folgt (anders als in SGB II/SGB XII als Geldleistung und nicht als G/D-Leistung) und 
(e) die Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben in der Gemeinschaft (regelmäßig D – G nur wenn die Leistun-
gen im gesamten Zuständigkeitsbereich der Familienkasse durch Gutscheine erbracht werden)) in Höhe von 10 
EUR. 
Die aufgeführten Bedarfe gelten mit der Erbringung der Geldleistung, der Direktzahlung bzw. der Ausgabe des 
personalisierten Gutscheins als gedeckt. 

In seiner Höhe steht der KiZu somit nicht mehr einheitlich für jedes zu berücksichtigende Kind zu, sondern er kann – je 
nach Bedarfslage – unterschiedlich hoch ausfallen; dies hat unmittelbare Auswirkungen auf die jeweiligen Schwellen-
werte (Vermeidung der SGB-II-Hilfebedürftigkeit sowie Höchsteinkommensgrenze). Leistungen für nicht pauschalier-
bare Bedarfe für 

(f) mehrtägige Klassenfahrten sowie 
(g) angemessene Lernförderung 

müssen separat beim SGB-II-Träger beantragt werden. Bei der Prüfung, ob SGB-II-Hilfebedürftigkeit durch KiZu-
Gewährung überwunden wird, bleiben daher die Bedarfe nach (f) und (g) außer Betracht; als Bedarf für die Mehrauf-
wendungen für eine gemeinschaftliche Mittagsverpflegung werden 26 EUR – bzw. ein anteiliger Betrag, wenn die Teil-
nahme nicht regelmäßig an allen fünf Wochentagen erfolgt – zu Grunde gelegt, für die Schülerbeförderung 25 EUR. 
Zu berücksichtigendes Einkommen (Kindergeld bleibt außer Betracht) und Vermögen des Kindes mindert zunächst die 
Geldleistungen – in der Reihenfolge (1), (2b), (2c) und (2d) – und danach die G/D-Leistungen in der Reihenfolge (2a) 
und danach (2e). Eine teilweise Minderung der über Gutscheine oder Direktzahlung zu erbringenden Leistungen ist 
ausgeschlossen, die Leistung wird in einem solchen Fall in vollem Umfang gewährt. Die gleiche Anrechnungsregelung 
gilt auch für zu berücksichtigendes elterliches Einkommen und Vermögen. – Die Minderung des KiZu wird beim Ge-
samt-KiZu vorgenommen. Über Gutscheine zu erbringende Leistungen werden bei mehreren zu berücksichtigenden 
Kindern zu gleichen Teilen gemindert. 

� Es wird klargestellt, dass nur erwerbsfähige Leistungsberechtigte bei unerlaubter Ortsabwesenheit (Aufenthalt außer-
halb des zeit- und ortsnahen Bereiches) ihren Leistungsanspruch verlieren. Weitere Voraussetzung ist, dass sie für 
Eingliederungsleistungen nicht zur Verfügung stehen. Damit benötigen Leistungsberechtigte, die vorübergehend und 
mit Einverständnis des Trägers ausnahmsweise keine Eingliederungsbemühungen nachzuweisen haben (bspw. in 
Vollzeit Beschäftigte oder nicht erwerbsfähige Personen) keine besondere Zustimmung zur Ortsabwesenheit. – An-
sonsten ist bei Vorliegen eines wichtigen Grundes die Zustimmung zu erteilen (sofern die Eingliederung in Arbeit nicht 
beeinträchtigt wird); ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor bei 
(a) Teilnahme an einer ärztlich verordneten Maßnahme der medizinischen Vorsorge oder Rehabilitation, 
(b) Teilnahme an einer Veranstaltung, die staatspolitischen, kirchlichen oder gewerkschaftlichen Zwecken dient oder 
sonst im öffentlichen Interesse liegt oder 
(c) Ausübung einer ehrenamtlichen Tätigkeit. 
Die Zustimmung kann auch ohne Vorliegen eines wichtigen Grundes für die Dauer von idR höchstens drei Wochen im 
Jahr erteilt werden. 

� Die Hinzuverdienstregelung (Erwerbstätigen-Freibetrag – E-FB) wird ab 01.07.2011 wie folgt geändert: Vom Erwerbs-
einkommen zwischen mehr als 800 EUR und 1.000 EUR bleiben 20% (bisher: 10%) anrechnungsfrei; für die Betrags-
spanne zwischen mehr als 1.000 EUR und 1.200 EUR (bzw. 1.500 EUR für Leistungsberechtigte mit Kind) bleiben wie 
bisher 10% anrechnungsfrei. Der maximal anrechnungsfreie E-FB für Kinderlose steigt damit auf 300 EUR (bisher: 280 
EUR) – für Leistungsberechtigte mit Kind steigt der Maximalbetrag auf 330 EUR (bisher: 310 EUR). 
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� Leistungsberechtigte sind nicht (mehr) verpflichtet Wog oder KiZu (oder eine Altersrente vor Vollendung des 63. Le-
bensjahres) in Anspruch zu nehmen, wenn dadurch nicht die Hilfebedürftigkeit aller Mitglieder der Bedarfsgemein-
schaft für einen zusammenhängenden Zeitraum von mindestens drei Monaten beseitigt würde. 

� Per Rechtsverordnung ist zu regeln, welche monatlichen Beträge für einzelne Bedarfe für Bildung und Teilhabe bei 
Prüfung der Hilfebedürftigkeit zu berücksichtigen sind, welcher Anteil des maßgebenden Regelbedarfs bei der Bemes-
sung des Bedarfs für ein in schulischer Verantwortung angebotenes Mittagsessen zu Grunde zu legen ist und wie lan-
ge und unter welchen Voraussetzungen sich erwerbsfähige Leistungsberechtigte außerhalb eines näher zu bestim-
menden zeit- und ortsnahen Bereiches aufhalten dürfen, ohne Ansprüche auf Leistungen nach SGB II zu verlieren. 

� Der Regelbedarf zur Sicherung des Lebensunterhalts beträgt ab 01.01.2011 für 
(a) Personen, die allein stehend oder allein erziehend sind oder deren Partner minderjährig ist, 364 EUR (Regel-
bedarfsstufe (RS) 1), 
(b) sonstige (erwerbsfähige) Angehörige der Bedarfsgemeinschaft (a) soweit sie das 18. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben 275 EUR [Besitzschutz: 287 EUR] (RS 4) und (b) in den übrigen Fällen 291 EUR (RS 3 – v. a. 
Jungerwachsene im Haushalt ihrer Eltern sowie (auch minderjährige) Personen im Alter von unter 25 Jahren, die 
ohne Zusicherung des zuständigen kommunalen Trägers umziehen), 
(c) volljährig Partner einer Bedarfsgemeinschaft jeweils 328 EUR (RS 2). 

Der Regelbedarf von Kindern (im nicht erwerbsfähigen Alter) beträgt 
(d) im Alter von unter 6 Jahren 213 EUR [Besitzschutz: 215 EUR] (RS 6), 
(e) im Alter zwischen 6 und 13 Jahren 242 EUR [Besitzschutz: 251 EUR] (RS 5) und 
(f) im Alter von 14 Jahren 275 EUR [Besitzschutz: 287 EUR] (RS 4). 

� Die kommunalen Träger können von einer Kostensenkungsaufforderung absehen, wenn die Berücksichtigung der un-
angemessen hohen KdU-Aufwendungen als Bedarf geringere Aufwendungen verursacht als bei einem Wohnungs-
wechsel entstehen würden (z.B. durch Übernahme der Mietkaution, der Aufwendungen für einen Umzugswagen und 
die Verpflegung der Helfer). Die Neuregelung dient ausschließlich den Interessen der kommunalen Träger und be-
gründet keine subjektiven Rechte zugunsten der Leistungsberechtigten. 

� Die Länder können die Kreise und kreisfreien Städte durch Gesetz ermächtigen oder verpflichten, durch Satzung zu 
bestimmen, welche KdU-Aufwendungen in ihrem Gebiet angemessen sind (Grenzwerte oder Pauschalen). Die Be-
stimmung der angemessenen KdU-Aufwendungen soll die Verhältnisse des einfachen Standards auf dem örtlichen 
Wohnungsmarkt abbilden. Die Länder können die Kreise und kreisfreien Städte auch ermächtigen, den Bedarf für Un-
terkunft und Heizung in ihrem Gebiet durch eine monatliche Pauschale zu berücksichtigen (eine vergleichbare Rege-
lung findet sich bereits im SGB XII), wenn auf dem örtlichen Wohnungsmarkt ausreichend freier Wohnraum verfügbar 
ist. Bei der Bemessung der Pauschale sind die persönlichen und familiären Verhältnisse, die Größe und Beschaffen-
heit der Wohnung, die vorhandene Heizmöglichkeit und die örtlichen Gegebenheiten zu berücksichtigen. In der Sat-
zung sind Regelungen für den Fall vorzusehen, dass die Pauschalierung im Einzelfall zu unzumutbaren Ergebnissen 
führt. In der Satzung ist zu bestimmen, 
(1) welche Wohnfläche entsprechend der Struktur des örtlichen Wohnungsmarktes als angemessen anerkannt wird 
und 
(2) in welcher Höhe Aufwendungen für die Unterkunft als angemessen anerkannt werden. 
In der Satzung kann auch die Höhe des als angemessen anerkannten Verbrauchswertes oder der als angemessen 
anerkannten Aufwendungen für die Heizung bestimmt werden. Die kommunalen Träger können eine Quadratmeter-
höchstmiete oder eine Gesamtangemessenheitsgrenze unter Berücksichtigung sowohl des Unterkunfts- als auch des 
Heizungsbedarfs festsetzen (Bruttowarmmietenkonzept). Um die Verhältnisse des einfachen im unteren Marktsegment 
liegenden Standards auf dem örtlichen Wohnungsmarkt realitätsgerecht abzubilden, können die Kreise und kreisfreien 
Städte ihr Gebiet in mehrere Vergleichsräume unterteilen, für die sie jeweils eigene Angemessenheitswerte bestim-
men. In der Satzung soll für Personen mit einem besonderen KdU-Bedarf eine Sonderregelung getroffen werden. – 
Bei Festsetzung eines Angemessenheitswertes für den Unterkunfts- und gegebenenfalls auch den Heizkostenbedarf 
durch Satzung sind die konkreten Umstände des Einzelfalles nur noch zu prüfen, wenn die festgesetzten Angemes-
senheitswerte überschritten werden. Ist beispielsweise die regionale Varianz der KdU-Aufwendungen gering, können 
sich bei bedarfsdeckender Pauschalierung anfallende Bedarfsüberdeckungen mit den gleichzeitig entstehenden Ver-
waltungskosteneinsparungen ausgleichen. 

� Der Bedarf für mehrtägige Klassenfahrten wird gestrichen (und dem Bedarf für Bildung und Teilhabe zugeordnet). Neu 
aufgenommen in den aus Bundesmitteln finanzierten begrenzten Katalog einmaliger Leistungen werden Anschaffung 
und Reparatur von orthopädischen Schuhen, Reparaturen von therapeutischen Geräten und Ausrüstungen sowie die 
Miete von therapeutischen Geräten. 

� Für Fälle, in denen ausnahmsweise an Auszubildende ergänzende Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende 
zu erbringen sind, wird klargestellt, dass diese Leistungen nicht als ALG II gelten. Damit wird sichergestellt, dass durch 
die Leistungen keine Sozialversicherungspflicht eintritt. Soweit die notwendige KV und PV Auszubildender nicht bereits 
anderweitig schergestellt ist, kommen Darlehen in Betracht. Erstmals wird der Anspruch Auszubildender auf Mehrbe-
darfe gesetzlich geregelt. Der Anspruch gilt außerdem auch für den Erstausstattungsbedarf bei Schwangerschaft und 
Geburt. Der Leistungsanspruch erstreckt sich nunmehr auch auf Auszubildende, die zwar grundsätzlich einen An-
spruch auf Ausbildungsförderung haben, jedoch wegen in der Ausbildungsförderung berücksichtigten Einkommens 
oder Vermögens (eigenes bzw. das der Eltern) der Höhe nach keinen Anspruch haben. 

� Das Sanktionsregime wird neu strukturiert. 
(1) Eine Pflichtverletzung liegt vor, wenn erwerbsfähige Leistungsberechtigte trotz schriftlicher Belehrung über die 
Rechtsfolgen oder (neu) allein in deren Kenntnis (der Nachweis über eine schriftliche Rechtsfolgenbelehrung muss in 
diesem Fall nicht mehrgeführt werden) und ohne wichtigen Grund 
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(a) sich weigern, in der Eingliederungsvereinbarung (oder in dem sie bei Nichteinigung ersetzenden Verwaltungs-
akt) festgelegte Pflichten zu erfüllen, insbesondere in ausreichendem Umfang Eigenbemühungen nachzuweisen, 
(b) sich weigern, eine zumutbare Arbeit, Ausbildung, Arbeitsgelegenheit, eine mit einem Beschäftigungszuschuss 
geförderte Arbeit aufzunehmen, fortzuführen oder deren Anbahnung durch ihr Verhalten verhindern, 
(c) eine zumutbare Maßnahme zur Eingliederung in Arbeit nicht antreten, abbrechen oder Anlass für den Abbruch 
gegeben haben. 

Erwerbsfähige Leistungsberechtigte verletzen ihre Pflichten auch, wenn 
(d) sie nach Vollendung des 18. Lebensjahres ihr Einkommen oder Vermögen in der Absicht vermindert haben, die 
Voraussetzungen für die Gewährung oder Erhöhung des Alg II herbeizuführen, 
(e) sie trotz Belehrung über die Rechtsfolgen ihr unwirtschaftliches Verhalten fortsetzen, 
(f) ihr Anspruch auf Alg ruht oder erloschen ist, weil die AA den Eintritt einer Sperrzeit oder das Erlöschen des An-
spruchs nach den Vorschriften des SGB III festgestellt hat oder 
(g) sie die im SGB III genannten Voraussetzungen für den Eintritt einer Sperrzeit erfüllen, die das Ruhen oder Erlö-
schen eines Anspruchs auf Alg begründen. 

(2) Als Rechtsfolge einer Pflichtverletzung nach (1) mindert sich das Alg II in einer ersten Stufe um 30% des maßge-
benden Regelbedarfs; bei der ersten wiederholten Pflichtverletzung mindert sich das Alg II um 60% des maßgebenden 
Regelbedarfs. Bei jeder weiteren Pflichtverletzung mindert sich das Alg II um 100%. – Die Rechtsfolgen gelten in den 
Fällen (d) und (e) auch für nicht erwerbsfähige Leistungsberechtigte. – Eine wiederholte Pflichtverletzung liegt nur vor, 
wenn bereits zuvor eine Minderung festgestellt wurde. Eine wiederholte Pflichtverletzung liegt nicht vor, wenn der Be-
ginn des vorangegangenen Sanktionszeitraums länger als ein Jahr zurückliegt. Erklären sich erwerbsfähige Sanktio-
nierte nachträglich bereit, ihren Pflichten nachzukommen, kann der Träger die Minderung ab diesem Zeitpunkt auf 
60% des für sie maßgebenden Regelbedarfs begrenzen. – Bei erwerbsfähigen Leistungsberechtigten, die das 25. Le-
bensjahr noch nicht vollendet haben, ist das Alg II bei einer Pflichtverletzung nach (1) auf die KdU-Bedarfe beschränkt. 
Bei wiederholter Pflichtverletzung mindert sich das Alg II um 100%. Erklären sich so Sanktionierte nachträglich bereit, 
ihren Pflichten nachzukommen, kann der Träger unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalles ab diesem 
Zeitpunkt wieder KdU-Bedarfe berücksichtigen. – Bei einer Minderung des Alg II um mehr als 30% des maßgebenden 
Regelbedarfs kann (leben minderjährige Kinder in der Bedarfsgemeinschaft: muss) der Träger auf Antrag in angemes-
senem Umfang ergänzende Sachleistungen oder geldwerte Leistungen erbringen. Bei einer Minderung des Alg II um 
mindestens 60% des für den erwerbsfähigen Leistungsberechtigten maßgebenden Regelbedarfs soll das Alg II des 
Sanktionierten, soweit es für den KdU-Bedarf erbracht wird, an den Vermieter oder andere Empfangsberechtigte ge-
zahlt werden. 
(3) Der Auszahlungsanspruch mindert sich kraft Gesetzes mit Beginn des Kalendermonats, der auf das Wirksamwer-
den des Verwaltungsaktes folgt, der die Pflichtverletzung und den Umfang der Minderung der Leistung feststellt. In den 
Fällen nach (f) tritt die Minderung mit Beginn der Sperrzeit oder dem Erlöschen des Anspruchs nach SGB III ein. Die 
Minderung dauert drei Monate. Bei erwerbsfähigen Leistungsberechtigten, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben, kann der Träger die Minderung des Auszahlungsanspruches in Höhe des Regel- und Mehrbedarfs unter Be-
rücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls auf sechs Wochen verkürzen. Die Feststellung der Minderung ist nur in-
nerhalb von drei Monaten ab Kenntnis der Tatsachen zulässig, die eine Minderung begründen würden. Während der 
Minderung des Auszahlungsanspruchs besteht kein Anspruch auf ergänzende Hilfe zum Lebensunterhalt nach SGB 
XII. 
(4) Kommen Leistungsberechtigte ohne wichtigen Grund trotz schriftlicher Belehrung über die Rechtsfolgen einer Auf-
forderung des zuständigen Trägers, sich bei ihm zu melden oder bei einem ärztlichen oder psychologischen Untersu-
chungstermin zu erscheinen, nicht nach (Meldeversäumnis), mindert sich das Alg II jeweils um 10% des maßgeben-
den Regelbedarfs; die bisherige Regelung bei wiederholter Pflichtverletzung (kumulative Leistungskürzung) wird ge-
strichen. Der schriftlichen Belehrung steht die Kenntnis der Rechtfolgen gleich. Die Minderung wegen Meldeversäum-
nisses tritt zu einer evtl. Minderung nach (2) hinzu. 

� Darlehen werden u.a. nur noch erbracht, wenn der Bedarf nicht durch das Schonvermögen, das nicht der Altersvor-
sorge dient (das sind: Grundfreibetrag für Partner in Paarhaushalten, Grundfreibetrag für minderjährige Kinder sowie 
Ansparfreibetrag) gedeckt werden kann. 

� Der Ersatzanspruch (bei sozialwidriger Herbeiführung der Voraussetzungen der Leistungsgewährung) des Trägers der 
Grundsicherung wie auch die Erbenhaftung beschränkt sich künftig nicht mehr auf die passiven Leistungen, sondern 
umfasst das gesamte Leistungsspektrum des SGB II. 

� Die bisherige Rundungsregel ist entbehrlich und deshalb zu streichen. Künftig sollen nur noch die Regelbedarfe ge-
rundet werden. 

 
SGB XII (Art. 3) 
 
� Leistungen nach SGB XII werden in Form von Dienstleistungen, Geldleistungen, Gutscheinen (bislang eine Unterform 

der Sachleistungen) oder Sachleistungen (Leistungsformen) erbracht. 
� Der zur Gewährleistung des Existenzminimums notwendige Lebensunterhalt wird erweitert um Bedarfe für Bildung für 

Schülerinnen und Schüler sowie für Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben für Kinder und Jugendliche. 
� An die Stelle des Begriffs „Regelsatz“ tritt der Begriff „Regelbedarf“ und an die Stelle des Begriffs „Hilfebedürftige“ der 

Begriff „leistungsberechtigte Person“. Der gesamte notwendige Lebensunterhalt mit Ausnahme v.a. der Mehrbedarfe, 
der einmaligen Bedarfe, der Bedarfe für Bildung und Teilhabe sowie der Kosten der Unterkunft und Heizung (KdU) 
ergibt den monatlichen Regelbedarf. Dieser ist in Regelbedarfsstufen (RS) unterteilt, die bei Kindern und Jugendlichen 
altersbedingte Unterschiede und bei erwachsenen Personen deren Anzahl im Haushalt sowie die Führung eines 
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Haushalts berücksichtigen. So ersetzt bspw. die RS 1 für alleinlebende und alleinerziehende Leistungsberechtigte, die 
einen eigenen Haushalt führen, den bisherigen Eckregelsatz. 

� Zur Abdeckung der Bedarfe sind (evtl. länderspezifische) Regelsätze zu zahlen. Der Begriff Regelsatz bezieht sich 
somit auf die zu zahlende Leistung und im Unterschied zum bisherigen Recht nicht mehr auf die Zusammensetzung 
und Ermittlung der Leistungshöhe, da diese vom Regelbedarf umfasst ist. Neu aufgenommen wird ein Hinweis darauf, 
dass der Regelsatz einen monatlichen Pauschalbetrag zur Bestreitung des Regelbedarfs darstellt; die pauschalierten 
Regelsätze umfassen also neben den laufenden Bedarfen auch in unregelmäßigen bzw. in großen Abständen anfal-
lende (einmalige) Bedarfe. 

� Die Ermittlung des Regelbedarfs erfolgt künftig nicht mehr durch Rechtsverordnung sondern durch Gesetz; das SGB 
XII bestimmt daher nur noch die Grundsätze für die Ermittlung der Regelbedarfe, nicht aber deren konkrete Ermittlung. 
Mit Vorlage der Ergebnisse einer neuen Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS – zuletzt EVS 2008) muss eine 
Neuermittlung der Regelbedarfe erfolgen. 

� Für die Ermittlung der Regelbedarfsstufen beauftragt das BMAS das Statistische Bundesamt mit Sonderauswertungen 
auf der Grundlage einer neuen EVS. Sonderauswertungen zu den Verbrauchsausgaben von Haushalten unterer Ein-
kommensgruppen sind zumindest für Haushalte (Referenzhaushalte) vorzunehmen, in denen nur eine erwachsene 
Person lebt (Einpersonenhaushalte), sowie für Haushalte, in denen Paare mit einem Kind leben (Familienhaushalte). 
Dabei ist festzulegen, welche Haushalte, die Leistungen nach SGB II bzw. SGB XII beziehen, nicht als Referenzhaus-
halte zu berücksichtigen sind. Für die Bestimmung des Anteils der Referenzhaushalte an den jeweiligen Haushalten 
der Sonderauswertungen ist zu berücksichtigten, dass ein für statistische Zwecke hinreichend großer Stichprobenum-
fang gewährleistet ist. – Die in Sonderauswertungen ausgewiesenen Verbrauchsausgaben der Referenzhaushalte 
sind für die Ermittlung der Regelbedarfsstufen als regelbedarfsrelevant zu berücksichtigen, soweit sie zur Sicherung 
des Existenzminimums notwendig sind und eine einfache Lebensweise ermöglichen, wie sie einkommensschwache 
Haushalte aufweisen, die ihren Lebensunterhalts nicht ausschließlich aus Leistungen nach SGB XII oder SGB II be-
streiten. Verbrauchsausgaben sind nicht als regelbedarfsrelevant zu berücksichtigen, wenn sie bei Leistungsberechtig-
ten nach SGB XII und SGB II nicht anfallen. Dies sind Einzelpositionen, für die Leistungen nach bundes- oder landes-
gesetzlichen Rechtsansprüchen gezahlt werden, sofern diese Leistungen den Leistungsberechtigten nicht als Ein-
kommen angerechnet werden. Ebenfalls nicht als regelbedarfsrelevant zu berücksichtigen sind Verbrauchsausgaben, 
soweit sie bei Leistungsberechtigten nicht anfallen, weil ihnen hierfür bundesweit in bundeseinheitlicher Höhe Ver-
günstigungen eingeräumt werden. 

� Ab dem 01.01.2011 gelten folgende Regelbedarfe (Regelbedarfsstufen (RS) nach Anlage zu § 28 SGB XII): 
(1) 364 EUR (RS 1): für erwachsene leistungsberechtigte Personen, die als Alleinstehende oder Alleinerziehende ei-
nen eigenen Haushalt führen, 
(2) 328 EUR (RS 2): für jeweils zwei erwachsene Leistungsberechtigte, die als Ehegatten, Lebenspartner oder in ehe-
ähnlicher oder lebenspartnerschaftsähnlicher Gemeinschaft einen gemeinsamen Haushalt führen, 
(3) 291 EUR (RS 3):für erwachsene Leistungsberechtigte, die weder einen eigenen Haushalt führen, noch als Ehegat-
ten, Lebenspartner oder in eheähnlicher oder lebenspartnerschaftsähnlicher Gemeinschaft einen gemeinsamen Haus-
halt führen, 
(4) 287 EUR (RS 4 – Betrag nach RBEG: 275 EUR): für leistungsberechtigte Jugendliche von Beginn des 15. bis zur 
Vollendung des 18. Lebensjahres, 
(5) 251 EUR (RS 5 – Betrag nach RBEG: 242 EUR): für leistungsberechtigte Kinder vom Beginn des siebten bis zur 
Vollendung des 14. Lebensjahres und 
(6) 215 EUR (RS 6 – Betrag nach RBEG: 213 EUR): für leistungsberechtigte Kinder bis zur Vollendung des sechsten 
Lebensjahres. 
Die RS 4, 5, und 6 gelten fort, solange sich durch die Fortschreibung der entsprechenden Beträge nach dem RBEG 
keine höheren Beträge ergeben. Die Fortschreibung der Regelbedarfsstufen in den Jahren, in denen keine Neuermitt-
lung vorzunehmen ist, erfolgt (per Verordnung bis zum 31. Oktober) zum 01. Januar (bisher: 01. Juli) nicht mehr ent-
sprechend der Entwicklung des AR, sondern auf Basis der Entwicklung der Preise für regelbedarfsrelevante Güter und 
Dienstleistungen mit einem Anteil von 70% sowie der Entwicklung der Nettolöhne und -gehälter je beschäftigten ArbN 
mit einem Anteil von 30% (Mischindex mit zwei Nachkommastellen). Maßgeblich ist jeweils die Veränderungsrate im 
Zwölfmonatszeitraum, der mit dem 01. Juli des Vorvorjahres beginnt und mit dem 30. Juni des Vorjahres endet, ge-
genüber dem davorliegenden Zwölfmonatszeitraum (für die Fortschreibung zum 01.01.2012 ist dies die Veränderungs-
rate im Zeitraum Juli 2010 bis Juni 2011 gegenüber dem Zeitraum Juli 2009 bis Juni 2010). – Für den neuen Fort-
schreibungsmechanismus wird langfristig angestrebt, die jährlichen Laufenden Wirtschaftsrechnungen (LWR) des Sta-
tistischen Bundesamts heranzuziehen. Die LWR stellt die einzige statistische Grundlage dar, die jährlich Daten zur 
Entwicklung des regelbedarfsrelevanten Verbrauchs liefert und damit indirekt alle drei der maßgeblichen Parameter 
der Regelbedarfsermittlung (Verbrauch, Preise, Nettolohnentwicklung) abbildet. 

� Werden die Regelbedarfsstufen vom Bundesgesetzgeber neu ermittelt, gelten sie als neu festgesetzte Regelsätze 
(Neufestsetzung), sofern die Länder von der Möglichkeit der abweichenden Regelsatzfestsetzung keinen Gebrauch 
machen (gilt entsprechend bei Fortschreibung der Regelbedarfe). Eine Neufestsetzung der Regelsätze durch die Län-
der per Verordnung hat dann (anders als nach bisherigem Recht) nicht zu erfolgen. – Bei abweichender Regelsatz-
festsetzung durch die Länder werden die bereits bisher geltenden Vorgaben übernommen. Dies bedeutet: (a) bei einer 
abweichenden Neufestsetzung sind anstelle der Sonderauswertungen der bundesweiten EVS regionale Sonderaus-
wertungen der neuen EVS zu Grunde zu legen, (b) die in einem Land vorhandenen Besonderheiten, die sich auf die 
Höhe der Regelbedarfe auswirken, können bei der Neufestsetzung der Regelsätze berücksichtigt werden, (c) die ab-
weichend ermittelten Regelbedarfe sind nach den genannten Vorgaben vom Jahr der Erhebung der EVS bis zum Jahr, 
das der Neufestsetzung vorausgeht, sowie in den Jahren, in denen keine Neuermittlung vorzunehmen ist, fortzu-
schreiben und ergeben die Regelsätze. Es können auch Mindestregelsätze festgesetzt werden, auf deren Grundlage 
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die Träger der Sozialhilfe ermächtigt werden, regionale Regelsätze festzusetzen. Die von den Ländern abweichend 
neu festgesetzten und fortgeschriebenen Regelsätze gelten dann als Regelbedarfsstufen. 

� Die bisherige Bestimmung der Höhe von Mehrbedarfen nach dem Eckregelsatz wird durch die Bestimmung nach der 
Regelbedarfsstufe 1 ersetzt, die bisherige Koppelung an die Höhe des maßgeblichen Regelsatzes durch die Höhe der 
maßgeblichen Regelbedarfsstufe. Dies stellt eine Anpassung an die neue Begrifflichkeit dar und führt zu keiner mate-
riellen Änderung. 

� Der Bedarf für mehrtägige Klassenfahrten wird gestrichen (und dem Bedarf für Bildung und Teilhabe zugeordnet). Neu 
eingeführt wird ein einmaliger Bedarf für Anschaffung und Reparatur von orthopädischen Schuhen, Reparaturen von 
therapeutischen Geräten und Ausrüstungen sowie die Miete von therapeutischen Geräten. 

� Bedarfe für Bildung von Schülerinnen und Schülern, die eine allgemein- oder berufsbildende Schule besuchen, sowie 
Bedarfe von Kinder und Jugendlichen für Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben in der Gemeinschaft (BuT) wer-
den neben den maßgeblichen Regelbedarfsstufen gesondert berücksichtigt (diese Bedarfe lösen Hilfebedürftigkeit 
aus, so dass auch Kinder und Jugendliche, deren notwendiger Lebensunterhalt ansonsten aus eigenen Kräften und 
Mitteln bestritten werden kann, einen Leistungsanspruch haben, wenn die eigenen Mittel nicht oder nur teilweise für 
die Deckung der Bedarfe für Bildung und Teilhabe ausreichen). Im Einzelnen sind dies: 
(1) Schulausflüge (G/D = personalisierter Gutschein oder Direktzahlungen an Anbieter) und (wie bisher schon) mehr-
tägige Klassenfahrten in Höhe der tatsächlichen Aufwendungen (Aufwendungen im Sinne dieser Vorschrift sind nur 
diejenigen, die von der Schule selbst unmittelbar veranlasst sind – also nicht z.B. Taschengeld); die Regelung gilt auch 
für Kinder in Kindertageseinrichtungen, 
(2) Ausstattung mit persönlichem Schulbedarf in Höhe von 70 EUR zum 01. August und 30 EUR zum 01. Februar 
(bisher: „Schulbedarfspaket“ von 100 EUR zum 01. August nur im Falle des Bezugs von SGB-II-Leistungen bzw. von 
KiZu) – erstmals zum 01. August 2011, 
(3) bei Schülerinnen und Schülern, die für den Besuch der nächstgelegenen Schule des gewählten Bildungsgangs auf 
Schülerbeförderung angewiesen sind, die dafür erforderlichen tatsächlichen Aufwendungen, soweit sie nicht von Drit-
ten übernommen werden und es der leistungsberechtigten Person nicht zugemutet werden kann, die Aufwendungen 
aus dem Regelbedarf zu bestreiten (betrifft im Wesentlichen Schüler der Sek II), 
(4) schulische Angebote ergänzende angemessene Lernförderung („Nachhilfe“), soweit diese geeignet und zusätzlich 
erforderlich ist (unmittelbare schulische Angebote haben in jedem Fall Vorrang), um die nach den schulrechtlichen 
Bestimmungen festgelegten wesentlichen Lernziele zu erreichen (G/D); Verbesserungen zum Erreichen einer besse-
ren Schulartempfehlung stellen regelmäßig keinen Grund für Lernförderung dar, 
(5) Mehraufwendungen (Aufwendungen, die über den Betrag von 1 EUR pro Mittagessen hinausgehen) für schuli-
sches Mittagsessen (Gemeinschaftsverpflegung) bzw. Mittagessen in Kindertagesstätten (G/D), 
(6) für Minderjährige Bedarf zur Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben in der Gemeinschaft in Höhe von 10 EUR 
monatlich (G/D) für 

(a) Mitgliedsbeiträge in den Bereichen Sport, Spiel, Kultur und Geselligkeit, 
(b) Unterricht in künstlerischen Fächern (zum Beispiel Musikunterricht) und vergleichbare angeleitete Aktivitäten 
der kulturellen Bildung und 
(c) die Teilnahme an Freizeiten. 

Die Aufzählung ist abschließend und beinhaltet keine Fahrkosten. 
Die durch personalisierte Gutscheine bzw. Direktzahlungen an Anbieter (G/D) zu erbringenden Leistungen gelten mit 
Ausgabe des Gutscheins bzw. mit Zahlung gegenüber der leistungsberechtigten Person als erbracht – es wird kein Si-
cherstellungsauftrag des Trägers für entsprechende Angebote etabliert. Für alle BuT-Bedarfe mit Ausnahme der Aus-
stattung mit persönlichem Schulbedarf (2) gilt ein Antragserfordernis. 

� Eine nach SGB II erlassene Satzung, mit der die Kreise und kreisfreien Städte als Träger der Grundsicherung für Ar-
beitsuchende bestimmen, welche Aufwendungen für Unterkunft und – sofern die Satzung hierzu Regelungen trifft – für 
Heizung in ihrem örtlichen Zuständigkeitsbereich angemessen sind, gilt entsprechend für die Angemessenheit der 
Aufwendungen für Unterkunft und Heizung nach SGB XII, sofern die Satzung Sonderregelungen für Personen mit ei-
nem besonderen Bedarf für Unterkunft und Heizung trifft und zusätzlich auch die Bedarfe älterer Menschen berück-
sichtigt werden. Dadurch wird gewährleistet, dass es keine Unterschiede hinsichtlich der Höhe der als angemessen 
anzusehenden Kosten für Unterkunft und Heizung gibt. Dies ist insbesondere in sogenannten Mischbedarfsgemein-
schaften von Bedeutung. Hat der Kreis oder die kreisfreie Stadt eine Satzung nach SGB II erlassen, kann der Träger 
der Sozialhilfe nicht die Leistungen für Unterkunft und Heizung pauschalieren – eine Satzungslösung hat Vorrang vor 
der Pauschalierungsoption. 

 
SGB II – Alg II/Sozialgeld-VO (Art. 5) 
 
Bei der Prüfung der Hilfebedürftigkeit ist zu Grunde zu legen: 
� für Schulausflüge ein Betrag von 3 EUR monatlich (der Bedarf selbst wird in Höhe der tatsächlichen Aufwendungen 

berücksichtigt) 
� für mehrtägigen Klassenfahrten monatlich der Betrag, der sich bei der Teilung der Aufwendungen, die für die mehrtä-

gige Klassenfahrt entstehen, auf einen Zeitraum von sechs Monaten ab Beginn des auf den Antrag folgenden Monats 
ergibt. Damit verbleibt es bei der bisherigen Betrachtung für den Anspruch auf Leistungen für die mehrtägige Klassen-
fahrt, wonach ein Anspruch nur besteht, soweit der Bedarf für die Klassenfahrt innerhalb von sechs Monaten nicht 
durch Einkommen gedeckt werden kann. 

� für die ersparten häuslichen Verbrauchsausgaben bei Inanspruchnahme gemeinschaftlicher Mittagsverpflegung 1 EUR 
(geregelt im RBEG). 


